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Sachgebiet 96 


Antrag 

der Abgeordneten Frau Schilling, Frau Teubner, Frau Garbe, Dr. Daniels 
(Regensburg) und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Absolutes Verbot des Überfliegens von chemischen und atomaren Anlagen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, unverzüglich ein aus- 
nahmsloses Überflugverbot für den zivilen und militärischen 
Flugverkehr gemäß § 26 Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes vom 
14. Januar 1981, zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes 
vom 24. April 1986 (BGBl. I S. 560) und Artikel 27 der Drit- 
ten Zuständigkeitsanpassungs-Verordnung vom 26. November 
1986 (BGBl. 1 S. 2089), für die Lufträume über industriellen und 
militärischen Anlagen auszusprechen, die aufgrund der Verar- 
beitung und/oder Lagerung giftiger, leichtentzündlicher und/ 
oder radioaktiver Stoffe ein hohes Gefahrenpotential dar- 
stellen. 

2. Das Überflug verbot soll im Bereich einer Sperrzone von jeweils 
mindestens 5 Kilometern Radius um alle Anlagen der obenge- 
nannten Art gelten, die mit Stoffen arbeiten oder Stoffe lagern, 
die der Störfallverordnung technisch unterliegen. 

Ebenso soll eine absolute Sperrzone für Überflüge im Bereich 
von Atomanlagen im Bereich des Atomgesetzes von minde- 
stens 5 km-Radius eingerichtet werden. 

Ferner sollen entsprechende Sperrzonen von mindestens fünf 
Kilometern Radius, gerechnet von den Grenzen des militäri- 
schen Sicherheitsb Weiches aus, in den Lufträumen über mili- 
tärischen Lagerstätten für atomare und chemische Munitionen 
oder sonstige Materialien dieser Art gelten. 

3. Dieses Überflugverbot gilt auch für die unter Punkt 1 und 2 
genannten Anlagen im grenznahen Bereich des Auslands, so- 
fern sich die Sperrzone auf bundesdeutsches Gebiet erstreckt. 

4. Ausnahmen von den in den genannten Sperrzonen geltenden 
Überflugverboten gemäß § 30 des Luftverkehrsgesetzes dürfen 
hiervon für müitärische Flüge, auch während Übungen, in kei- 
nem Fall gewährt werden. 

Für Flughnien und Nachtflüge soll die Sperrzone für die oben- 
genannten Bereiche jeweils auf mindestens einen Radius von 
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15 Kilometern ausgedehnt sein. Auch hier sollen Ausnahmege- 
nehmigungen für militärische Flüge nach § 30 des Luftver- 
kehrsgesetzes nicht möghch sein. 

5. Die ständige Überwachung des unter 1. geforderten Überflug- 
verbotes obhegt der Bundesanstalt für Flugsicherung. Sie ist 
durch zusätzliche Bereitstellung von technischen Einrichtun- 
gen und personellen Kapazitäten bei dieser Institution zu ge- 
währleisten 

Bonn, den 17. Februar 1989 

Frau Schilling 
Frau Teubner 
Frau Garbe 

Dr. Daniels (Regensburg) 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Oesterle- Schwerin, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 
Begründung 

Der Luftraum über der Bundesrepublik Deutschland ist einer der 
weltweit am dichtesten beflogenen. Es finden jährlich ca. 4,5 Mil- 
lioen Flüge statt, wovon ca. ein Drittel mihtärischer Herkunft sind. 

In zahlreichen Regionen der Bundesrepublik Deutschland sind 
Anlagen der Chemie- sowie der Atomindustrie angesiedelt. Sie 
stellen ein hohes Gefahrenpotential durch die Lagerung und 
Verarbeitung hochgiftiger, leichtentzündhcher und radioaktiver 
Stoffe dar. 

Diese industriellen Anlagen sind zwar laut Angaben der Betreiber 
nach menschlichem Ermessen optimal gegen alle denkbaren 
Katastrophen abgesichert. 

Ein Flugzeug- oder ein Hubschrauberabsturz auf solche Anlagen 
könnte jedoch zu Katastrophen führen, deren Ausmaße unsere 
Vorstellungskraft und menschliches Ermessen übersteigen. Sie 
könnten über die Auswirkungen der Giftgaskatastrophe in Bhopal 
und der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl hinausgehen. Die 
immer noch andauernden schwerwiegenden Folgen dieser Kata- 
strophen sollten Anlaß dazu geben, sofort sowohl die Gefahren 
der Atomspaltung zu beseitigen und einen Umstieg auf sanfte 
Wege der Chemie zu beginnen als auch die zusätzliche Bedro- 
hung der Bevölkerung durch das Überfliegen solcher Anlagen 
und die damit verbundene Absturzgefahr zu beenden. 

Gleiches gilt für Anlagen, in denen in- und ausländisches Militär 
chemische oder atomare Munitionen lagern. 

Deshalb müssen Flugbewegungen über solchen Anlagen unter- 
bunden werden; keinerlei Ausnahmen sind zuzulassen. 

Insbesondere Tiefflüge und Luftkampfübungen stellen ein beson- 
deres Risiko dar. 

So stürzten 1988 drei mihtärische Strahlflugzeuge in unmittel- 
barer Nähe von Atomkraftanlagen ab: im März bei Ohu, im Juni 
bei Karlsruhe und im Juh bei Stade, wo bereits 1981 und 1984 
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jeweils Düsenjäger abgestürzt waren. Im März 1987 entging das 
Industriegebiet Bremerhaven knapp einer Katastrophe, als zwei 
Phantom- Maschinen kollidierten und ab stürzten; ein ganz ähn- 
licher Unfall war bereits im Januar 1985 geschehen. Mehrfach 
wurden auch Atomwaffenlager um Haaresbreite verfehlt, so 1981 
beim Absturz einer amerikanischen Herkules-Maschine nahe 
dem Atommunitionsdepot Weilersbach bei Kaiserslautern und 
1987, als eine F 16 in der Nähe von Wesselburg verunglückte. 

Allein in Bayern ereigneten sich in den letzten 15 Jahren 891 
zivile und 56 militärische Abstürze. Dabei stürzten 6 Militärflug- 
zeuge in der Nähe der Atomkraftwerke Grafenrheinfeld, Gund- 
remmingen, Isar und Kahl ab (Drucksache 11/7565 Bayerischer 
Landtag). Das bedeutet, daß jeder 10. Absturz in Bayern in einem 
20 km-Radius um ein Atomkraftwerk stattfand. 

Dies ist um so erheblicher, als nach Informationen der GRÜNEN 
ca. ein Drittel aller militärischen Flugbewegungen bewaffnet, d. h. 
mit scharfer Munition, erfolgen. 

Nach Angaben der Bundesregierung stürzten seit 1973 372 mili- 
tärische Flugzeuge in der Bundesrepubhk Deutschland ab. In 
23 Fällen lag der Absturzort in diesem Zeitraum in einem 20 km- 
Radius um ein Atomkraftwerk. Das bedeutet, daß jeder 16. Ab- 
sturz in einem solchen Radius liegt (Drucksache 11/3785). 

Die militärische Dienstanweisung, Atomkraftwerke nicht direkt 
zu überfliegen, reicht deshalb für den Betrieb militärischer Strahl- 
flugzeuge bei weitem nicht aus. Angesichts der hohen Flugge- 
schwindigkeiten können nur Sperrzonen von mindenstens 5 km 
einen einigermaßen hinreichenden Schutz bieten. Außerdem muß 
die Äußerung des Bundesministers der Verteidigung, Dr. Scholz, 
in der Pressekonferenz vom 29. Juli 1988 ernstgenommen werden, 
daß trotz der einschlägigen Vorschriften ein Überflug über Atom- 
kraftwerke „nicht in jedem Fall zu vermeiden" sei. Für Chemie- 
standorte gibt es noch nicht einmal diese Vorschriften. 

Aus diesen Gründen forderte auch der Städte- und Gemeinde- 
bund am 8. November 1988 ein Überflugverbot von Atomkraft- 
werken und gefährhchen Industrieanlagen. 

Zur Kontrolle eines Überflugverbotes über die genannten An- 
lagen in der oben beschriebenen Weise ist eine ständige Einrich- 
tung vonnöten, die bei einer unabhängigen Institution angesiedelt 
werden soll, wie sie die Bundesanstalt für Flugsicherung darstellt. 
Allerdings muß sie entsprechend personell, finanziell und tech- 
nisch ausgestattet werden. 

Die „Kontrolle" mit den 4 Skyguard-Systemen, von denen ständig 
zwei wegen Instandsetzungsarbeiten und Ausbildungsbetrieb 
nicht im Einsatz sind und die im Dienst der Bundesluftwaffe 
stehen, ist aus technischen Gründen als völhg untaughch anzu- 
sehen. 
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